
Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen
(Erschließungsbeitragssatzung - EBS)

vom 24.04.2023

Aufgrund des Art. 23 Satz 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in
Verbindung mit Art. 5a Abs. 2 des Bayerischen Kommunatabgabengesetzes (KAG) und
den SS 132, 133 Abs. 3 Satz 5 Baugesetzbuch (BauGB) ertässt der Markt Garmisch-
Partenkirchen fotgende Satzung:

S 1 Erhebung des Erschließungsbeitrages

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Erschließungsantagen
erhebt die Gemeinde Erschtießungsbeiträge nach Art. 5a Abs. 1 KAG sowie nach
Maßgabe dieser Satzung.

5 2 Art und Umfang der Erschließungsanlagen

(1 ) Beitragsfähig ist der Erschtießungsaufwand

l. für die öffenttichen zum Anbau bestimmten Straßen, Wege und Ptätze (Art.
5a Abs. 2K G i.V.m. 5127 Abs. 2 Nr. 1 BauGB) in

bis zu einer Straßenbreite
(Fahrbahnen, Radwege,
Gehwege, kombinierte Geh-
und Radwege) von

1. Wochenendhaus- und Dauerkteingartengebieten 7,0 m

2. Kteinsiedtungsgebieten bei einseitiger Bebaubarkeit 8,5 m

3. Kleinsiedtungsgebieten, soweit sie nicht unter Nr. 2 falten,
Wohn-, Dorf- und Mischgebieten, dörftichen Wohngebieten,
urbanen Gebieten
a) mit einer Geschossf[ächenzahI bis 0,7

bei einseitiger Bebaubarkeit
b) mit einer Geschossftächenzaht über 0,7 - 1,0

mit einseitiger Bebaubarkeit
c) mit einer Geschossftächenzaht über 1,0 - 1,6
d) mit einer Geschossflächenzahl über 1,6

4. Kerngebieten, Gewerbegebieten und Sondergebieten
a) mit einer Geschossftächenzahl bis 1,0
b) mit einer Geschossftächenzaht über 1,0 - 1,6
c) mit einer Geschossftächenzaht über 1,6 - 2,0
d) mit einer Geschossftächenzah[ über 2,0
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5 lndrrstriesebieten
a) mit einer Baumassenzahl bis 3,0
b) mit einer Baumassenzahl über 3,0 - 6,0
c) mit einer Baumassenzahl über 6,0

23,0 m
25,0 m
27,0 m

ll. für die öffenttichen, aus rechttichen oder tatsächtichen Gründen mit Kraft-
fahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsantagen innerhatb der Baugebiete (2"8.

Fußwege, Wohnwege; Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. g 127 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

bis zu einer Breite von 5,0 m.

lll. für die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der Baugebiete not-
wendigen Sammetstraßen innerhatb der Baugebiete (Art. 5a Abs. 2 i.V.m. 5

127 Abs.2 Nr. 3 BauGB) bis zu einer Breite von 27,0 m.

lV. für Parkftächen (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m S 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB),

a) die Bestandteite der Verkehrsantagen im Sinne von Nr. I und Nr. lll sind,
bis zu einer weiteren Breite von 5,0 m

b) soweit sie nicht Bestandteite der in Nr. I und Nr. lll genannten
Verkehrsantagen, aber nach städtebautichen Grundsätzen innerhatb der
Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, bis zu 15 v.H. atter im
Abrechnungsgebiet (S 4) tiegenden Grundstücksftächen,

V. für Grünantagen mit Ausnahme von Kinderspietptätzen (Art. 5a Abs. 2 KAG

i.V.m. g 127 Abs. 2 Nr. 4 BauGB)
a) die Bestandteite der Verkehrsantagen im Sinne von Nr. I bis Nr. lll sind, bis

zu einer weiteren Breite von 5,0 m,
b) sowie sie nicht Bestandteite der in Nr. I bis Nr. lll genannten Verkehrs-

antagen sind, aber nach städtebautichen Grundsätzen innerhatb der
Baugebiete zu deren Erschtießung notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im
Abrechnungsgebiet (S 4) tiegenden Grundstücksftächen,

Vl. für lmmissionsschutzantagen (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m . S 127 Abs. 2 Nr. 5

BauGB)

(2) 7u dem Erschließungsaufwand nach Abs. 1 Nr. I bis Nr. Vl gehören insbesondere
die Kosten für

a) den Erwerb der Grundftächen,
b) die Freitegung der Grundftächen,
c) die erstmalige Herstetlung des Straßenkörpers einschtießtich des Unterbaues,

der Befestigung der Oberftäche sowie notwendiger Erhöhungen oder Vertie-
fungen,

d) die Herstettung von Rinnen sowie der Randsteine,
e) die Herstettung von Radwegen,
f) die Herstettung von Gehwegen,
g) die Herstettung von kombinierten Geh- und Radwegen,
h) die Herstettung von Mischftächen,
i) die Herstettung der Beteuchtungseinrichtung,
j ) die Herstettung der Entwässerungseinrichtung der Erschtießungsantagen,
k) den Anschtuss an andere Erschtießungsantagen,
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i) die Herstetlung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wegen Eingriffs
beitragsfähiger Maßnahmen in Natur und Landschaft,

m) die Ubernahme von Antagen ats gemeindtiche Erschließungsanlagen,
n) die Hersteltung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern.

(3) Der Erschließungsaufwand umfasst auch den Wert der von der Gemeinde aus
ihrem Vermögen bereitgestettten Ftächen, der Sachen und Rechte im Zeitpunkt
der Bereitstettung sowie der vom Personal des Beitragsberechtigten erbrachten
Werk- und Dienstteistungen für die technische Herstettung der Erschiießungs-
antage.

(4) Der Erschtießungsaufwand im Rahmen des Abs. 1 umfasst auch die Kosten, die
für die Teite der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt antässtich der erstmatig end-
güttigen Herstettung einer Bundes-, Staats- oder Kreisstraße entstehen, die über
die Breiten der anschtießenden freien Strecken hinausgehen.

(5) Soweit Erschtießungsantagen im Sinne des Abs. 1 ats Sackgassen enden, ist für
den erfordertichen Wendehammer der Aufwand bis zur vierfachen Gesamtbreite
der Sackgasse beitragsfähig.

5 3 Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Der beitragsfähige Erschtießungsaufwand (S 2) wird nach den tatsächtichen
Kosten ermittett.

(2) Der beitragsfähige Erschtießungsaufwand wird für die einzetne Erschtie-
ßungsanlage ermittett. Die Gemeinde kann abweichend von Satz 1 den beitrags-
fähigen Erschtießungsaufwand für bestimmte Abschnitte einer Erschtie-
ßungsanlage oder diesen Aufwand für mehrere Antagen, die für die Erschtießung
der Grundstücke eine Einheit bitden (Erschtießungseinheit), ermitteln.

(3) Die Aufwendungen für Fußwege und Wohnwege (5 2 Abs. 1 Nr. ll), für
Sammetstraßen (S 2 Abs. 1 Nr. lll), für Parkftächen (S 2 Abs. 1 Nr. lV b), für
Grünantagen (5 2 Abs. 1 Nr. V b) und für lmmissionsschutzantagen (S 2 Abs. 1 Nr.
Vl, S 10) werden den zum Anbau bestimmten Straßen, Wegen und Ptätzen, zu
denen sie von der Erschtießung hergehören, zugerechnet. Das Verfahren nach
Satz 1 findet keine Anwendung, wenn das Abrechnungsgebiet (S 4) der Fuß- und
Wohnwege, der Sammetstraßen, Parkftächen, Grünantagen oder
lmmissionsschutzantagen von dem Abrechnungsgebiet der Straßen, Wege und
Ptätze abweicht; in diesem Fatt werden die Fuß- und Wohnwege, die
Sammetstraßen, Parkftächen, Grünantagen und lmmissionsschutzantagen
setbständig ats Erschtießungsantagen abgerechnet.

S 4 Abrechnungsgebiet

Die von einer Erschtießungsantage erschtossenen Grundstücke bitden das
Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt einer Erschtießungsantage oder eine
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Erschtießungseinheit
Erschließungsantage
Abrechnungsgebiet.

abgerechnet, so bitden
bzw. Irschließungseinheit

die von dem Abschnitt
erschtossenen Grundstücke

der
das

5 5 Gemeindeanteil

Die Gemeinde trägt 10 v.H. des beitragsfähigen Erschtießungsaufwandes.

5 6 Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes

(1) Bei zutässiger gteicher Nutzung der Grundstücke wird der nach S 3 ermittette
Erschtießungsaufwand nach Abzug des Anteits der Gemeinde (5 5) auf die
Grundstücke des Abrechnungsgebietes (S 4) nach den GrundstÜcksftächen
verteitt.

(2) lst in einem Abrechnungsgebiet (5 4) eine unterschiedtiche bauliche oder
sonstige Nutzung zutässig, wird der nach S 3 ermittette Erschtießungsaufwand
nach Abzug des Anteits der Gemeinde (S 5) auf die GrundstÜcke des
Abrechnungsgebietes (S 4) verteitt, indem die Grundstücksftächen mit einem
Nutzungsfaktor vervietfacht werden, der im Einzetnen beträgt:

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit und gewerbtich
oder sonstig nutzbaren Grundstücken, auf denen keine
oder nur eine untergeordnete Bebauung zutässig ist

2. bei mehrgeschossiger Bebaubarkeit zuzügtich je
weiteres VoItgeschoss

1r0

0,3

(3) Ats Grundstücksftäche gitt:
1. bei Grundstücken, die vot[ständig im Bereich eines Bebauungsptanes im

Sinne von S 30 Abs. 1 und 2 BauGB oder teitweise im beptanten Bereich
und im Übrigen im unbeptanten lnnenbereich (S 34 BauGB) bzw.
votl.ständig im unbeptanten lnnenbereich (S 34 BauGB) liegen, der
Ftächeninhatt des Buchgrundstücks, wie er sich aus der Eintragung im
Grundbuch ergibt. Bei Grundstücken, die nur teitweise im Gettungsbereich
eines Bebauungsptanes (5 30 BauGB) tiegen und im Übrigen im Außenbefeich
(5 35 BauGB), die Grundstücksftäche, die sich innerhatb des Gettungsbereichs
des Bebauungsptanes befindet.

2. Ats Grundstücksftäche gitt bei Grundstücken im unbeptanten lnnenbereich (5

34 BauGB), die in den Außenbereich (S 35 BauGB) übergehen und bei denen
sich die Grenze zwischen lnnen- und Außenbereich nicht aus der Satzung nach

S 34 Abs. 4 BauGB ergibt, die tatsächtiche Grundstücksftäche bis zu einer im
Einzetfatt festzustettenden Tiefe.

(4) Beitragspftichtige Grundstücke, die ohne bautiche Nutzungsmögtichkeit oder die
mit einer untergeordneten bautichen Nutzungsmögtichkeit gewerbtich oder in
sonstiger Weise vergteichbar genutzt werden oder genutzt werden dÜrfen, z.B.
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Friedhöfe, Sportantagen, Freibäder, Campingptätze, Dauerkteingärten, werden
mit 0,5 der Grundstücksftäche in die Verteitung einbezogen.

(5) Ats zutässige Zaht der Votlgeschosse gitt die im Bebauungsptan festgesetzte
höchstzulässige Zaht der Vottgeschosse. Weist der Bebauungsptan nur eine
Baumassenzahl aus, so gitt ats Zaht der Votlgeschosse die BaumassenzahI geteitt
durch 3,5. Weist der Bebauungsptan tedigtich eine höchstzutässige Gebäudehöhe
in Form der Wand- oder Firsthöhe aus, so gitt diese geteil,t durch 3,5 m in Kern-,
Gewerbe-, lndustrie und Sondergebiete i.S.v. S 11 Abs. 3 BauNVO, geteitt durch
2,6 m in atten anderen Baugebieten. Sind beide Höhen festgesetzt, so ist die
höchstzutässige Wandhöhe maßgebend. Bruchzahten werden auf votle Zahten
auf- oder abgerundet. Setzt der Bebauungsptan weder die Zaht der Vottgeschosse
noch eine Baumassenzahl noch die höchstzutässige Gebäudehöhe in Form der
Wand- oder Firsthöhe fest, so findet Abs. 8 Anwendung.

(6) lst im Einzetfat[ eine größere Zaht der Vottgeschosse zugetassen oder vorhanden,
so ist diese zugrunde zu legen.
Sind bauplanungsrechttich für ein Grundstück verschiedene Maße der bautichen
Nutzung festgesetzt, so ist für die Beitragsfestsetzung das höhere Maß der
bautichen Nutzung anzusetzen.

(7) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stettptätze zutässig sind, getten ats
eingeschossig bebaubare Grundstücke. Bei mehrgeschossigen Parkbauten
bestimmt sich der Nutzungsfaktor nach der ZahI ihrer Geschosse.

(8) ln unbeptanten Gebieten sowie im Fatt des Abs. 5 Satz 6 ist bei bebaubaren
Grundstücken die Zaht der auf den Grundstücken der näheren Umgebung
überwiegend vorhandenen Voltgeschosse maßgebend. lst im Einzetfal.t eine
größere Zaht der Vottgeschosse zugetassen oder vorhanden, so ist diese zugrunde
zu legen.
Bei Grundstücken, die mit mehreren Gebäuden unterschiedticher Geschossigkeit
bebaut sind, ist bei der Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die jeweits höchst-
zutässige bzw. höchste Zahl der Vottgeschosse abzustetten.
Vottgeschosse sind Geschosse, die vottständig über der natürtichen oder
festgetegten Getändeoberftäche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer
Grundftäche eine Höhe von mindestens 2,30 m haben. Ats Vottgeschosse getten
auch Kettergeschosse, deren Deckenunterkante im Mittet mindestens 1,20 m
höher liegt ats die natürtiche oder festgetegte Geländeoberftäche.

(9) lst die Zaht der Vottgeschosse wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht
feststettbar, werden je angefangene 3,50 m Höhe des Bauwerks in Kern-,
Gewerbe-, lndustrie und Sondergebieten i.S.v.511 Abs.3 BaUNVO und 2,60 m
Höhe des Bauwerks in atten anderen Baugebieten ats ein Votlgeschoss gerechnet.
lst ein Grundstück mit einer Kirche bebaut, so sind zwei Vottgeschosse
anzusetzen. Dies gitt für Türme, die nicht Wohnzwecken, gewerbtichen oder
industrietten Zwecken oder einer freiberuftichen Nutzung dienen, entsprechend.

(10) Werden in einem Abrechnungsgebiet (5 4) außer überwiegend gewerbtich
genutzten Grundstücken oder Grundstücken, die nach den Festsetzungen eines
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Bebauungsplans in einem Kern-, Gewerbe- oder lndustriegebiet tiegen, auch

andere Grundstücke erschtossen, so s'ind fÜr die GrundstÜcke in Kern-,

Gewerbe- und lndustriegebieten sowie für die Grundstücke, die überwiegend
gewerbtich genutzt werden, die in Abs. 2 genannten Nutzungsfaktoren um je
äin Drittet zu erhöhen. Ats gewerblich genutzt oder nutzbar getten auch

Grundstücke, wenn sie überwiegend Geschäfts-, Büro', Praxis-, Unterrichts-,
Heitbehandtungs- oder ähnlich genutzte Räume beherbergen oder in zutässiger

Weise beherbergen dürfen.

5 7 Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke

(1) Für Grundstücke, die von mehr ats einer Erschtießungsantage im Sinne des Art.
5a Abs.2 KAG i.V.m. S 127 Abs.2 Nr. 1 BauGB erschtossen werden, ist die
Grundstücksftäche bei Abrechnung jeder Erschtießungsantage nur mit zwei

Drittetn anzusetzen. Dies gitt nicht,
'1. wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschtießungsantage erhoben

wird und Beiträge für weitere Antagen zu deren erstmatiger Hersteltung weder
nach dem gettenden Recht noch nach vergleichbaren früheren
Rechtsvorschriften erhoben worden sind oder erhoben werden,

2. für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und lndustriegebieten sowie für
Grundstücke, die gemäß S 6 Abs. 10 ats gewerbtich genutzt getten.

(2) Für Grundstücke, die durch zwei Abschnitte einer Erschtießungsantage
erschtossen werden, ist die Verteitungseinheit aufzuteilen nach den

Grundstücksfronttängen innerhatb des jeweitigen Abschnitts.

S 8 Kostenspaltung

Der Erschtießungsbeitrag kann für
1. den Grunderwerb,
2. die Freitegung der Grundflächen,
3. die Fahrbahnen, auch Richtungsfahrbahnen,
4. die Radwege,
5. die Gehwege zusammen oder einzetn,
6. die gemeinsamen Geh- und Radwege,
7. die unsetbständigen Parkplätze,
8. die Mehrzweckstreifen,
9. die Mischflächen,
10. die Sammelstraße,
11. die Parkftächen,
12. die Grünanlagen,
1 3. die Beteuchtungseinrichtungen und
1 4. die Entwässerungseinrichtungen

gesondert erhoben (Art. 5a Abs. 5 i.V.m. Art. 5 Abs. 1 Satz 6 KAG) und in betiebiger
Reihenfolge umgetegt werden, sobatd die Maßnahme, deren Aufwand durch
Teitbeträge gedeckt werden sott, abgeschtossen worden ist. Diesen Zeitpunkt stettt
die Gemeinde fest.
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5 9 Merknraie der endgültigen l-lersteilung der Erschließungsanlagen

(1) Die zum Anbau bestimrnten Straßen, Wege und Ptätze sowie Sammetstraßen und
Parkftächen sind endgüttig hergestetlt, wenn sie die nachstehenden Merkmale
aufweisen:
1" eine Pftasterung, eine Asphatt-, Beton- oder ähntiche Decke neuzeitticher

Bauweise mit dem technisch notwendigen Unterbau,
2. Straßenentwässerung und Beteuchtung,
3. Anschtuss an eine dem öffenttichen Verkehr gewidmete Straße.

(2) Geh- und Radwege sind endgüttig hergestettt, wenn sie eine Abgrenzung gegen
die Fahrbahn und gegeneinander (außer bei Mischftächen) sowie eine Befestigung
mit Ptatten, Fftaster, Asphattbetag oder eine ähntiche Decke in neuzeitticher
Bauweise mit dem technisch notwendigen Unterbau aufweisen.

(3) Grünantagen sind endgüttig hergestettt, wenn ihre Ftächen gärtnerisch gestattet
sind.

() 7u den Merkmalen der endgüttigen Herstettung der in den Abs. 1 bis 3 genannten
Erschtießungsantagen gehören atte Maßnahmen, die durchgeführt werden
müssen, damit die Gemeinde das Eigentum oder eine Dienstbarkeit an den für
die Erschtießungsantage erforderlichen Grundstücken ertangt.

S 1 0 lmmissionsschutzantagen

Art, Umfang, Verteitungsmaßstab und Herstettungsmerkmate von Antagen zum Schutz
von Baugebieten gegen schädliche Umwetteinwirkungen im Sinne des Bundes-
lmmissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im Einzetfatl geregett.

5 11 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspfticht entsteht mit der endgüttigen Hersteltung der Erschließungs-
antage, für Teitbeträge, sobatd die Maßnahmen, deren Aufwand durch die Teit-
beträge gedeckt werden sot[, abgeschtossen sind. lm Falle des Art. 5a Abs. 2 KAG
i.V.m. S 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB entsteht die Beitragspfticht mit der Übernahme
durch die Gemeinde.

5 12 Vorausleistungen

lm Fatt des Art. 5a Abs.2 KAG i.V.m S 133 Abs. 3 Satz 1 BauGB können Voraus-
leistungen bis zur Höhe des voraussichttichen Erschtießungsbeitrages erhoben
werden.
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5 1 3 BeitragsPflichtiger

Beitragspflichtig ist derjenrige, den im Zeitpunkt der Bekanntgabe des tseitags-

bescheides Eigentürner des Grundstücks ist. lst das Grundsti.jck rnit einem Erb-

baunecht betastet, so ist der Erbbar.rberechtigte anstetle des Eigentitmers bei-

tragspflichrtig. Mehnene Beitragspftichtige hafterT ats Gesanrtschuldnen; bei Woh-

nungs- urnd Teiteigenturn sind die einzel.nen Wohnungs- und Te'iteigentürner nur

entsprechend i h rern Mitei gentu nnsantei l, beitragspf tichti g.

5 14 Fätligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides, die
Vorausleistung einen Monat nach Bekanntgabe des Vorausteistungsbescheides fättig.

g 15 Ablösung des Enschließungsbeitnages

(1) Der Erschtießungsbeitrag kann im Ganzen vor Entstehung der Eeitragspfticht
abgetöst werden (Art. 5a Abs. 2 KAG i.V.m. S 133 Abs" 3 Satz 5 BauGB)" Ein

Rechtsanspruch auf Abtösung besteht nicht. Die t-löhe des Abtösungsbetrages
richtet sich nach der Höhe des voraussichttich entstehenden
Erschtießungsbeitrages"

(2) Ein Abtösungsvertrag wird unwirksam, wenn sich zum Zeitpunkt der Entstehung
der sachtichen Beitragspftichten ergibt, dass den auf das betreffende Grundstück
entfattende Erschtießungsbeitrag das Doppette oder mehr als Doppette bzw. die
hlätfte oder weniger ats die Hätfte des Abtösungsbetrages ausmacht" ln einem
sotchen Fatt ist der Erschtießungsbeitrag durch Bescheid festzusetzen und unter
Anrechnung des gezahtten Abtösungsbetrages anzufordern oder die Differenz
zwischen gezahttem Abtösungsbetrag und Erschtießungsbeitrag zu erstatten.

5 16 lnkrafttreten

1) Diese Satzung tritt am 01.05"2023 in Kraft"
2) Zum gteichen Zeitpunkt tritt die Erschließungsbeitragssatzung vorn

16 "04"1 993 außer Kraft.

Garmi rtenkirchen, den 24.A4 "2A73

Etisabeth Koch
1.8ürgermeiste
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Bekanntrnachu nss enk:

Diese Satzung wurde irn Amtsblatt fün den Markt Garmisch-Partenkirchen arn ?9.04.?0?3
(|'ln. 07/2023) ver'öffentticht und auf der i-lomepage des iÄarktes bekanntgemacht.
Zusätztich wunde die Satzung zur Einsichtnafi'lrne vorn ?8.04.2023 bis 15"05.2023 an der
Amtstafel Rathaus ausgehängt.

Partenki .05,2023

EI Koch
1.8ü
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